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Haushalt als Politik

• Sicherung der Stabilität einer bestimmten 
Qualität gesellschaftlichen Zusammenhaltes

• Sicherung der Stabilität eines bestimmten 
Modells gesellschaftlicher Umverteilung

Sicherung grundlegender Standards in 
verschiedenen Bereichen - Konsenssicherung

Sicherung gegen Ansprüche konkurrierender 
sozialer Gruppen - Repression
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Haushaltspolitik: 
Neue Bedingungen

Verschiebung politischer Kräfteverhältnisse
Veränderungen von Wertevorstellungen und 
Lebensweisen
Legitimationskrise des Staates
Demographischer Wandel
Anforderungen Umweltreproduktion und 
anderer globaler Probleme
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Das Problem

In dem Maße, in dem Gesellschaft komplexer 
wird, werden die Wirkungen 
haushaltspolitischer Entscheidungen 
komplexer
selbst ParlamentarierInnen sind von den 
wesentlichen haushaltspolitischen Prozessen 
ausgeschlossen
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Stichworte

good governance
gender budgeting
Community driven development
Empowerment
Soziale Stadt
Lokale Agenda 21
Netzwerk Gesunde Städte
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Die internationale Diskussion

Konzepte zur Einbindung der BürgerInnen in 
umfassende Um- bzw. Abbauprozesse 
öffentlicher Leistungen.

oder
Schritte zum Ausbau von Elementen direkter 
Demokratie.
Die Frage nach der Verteilung 
gesellschaftlichen Reichtums neu stellen.
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Die internationale Diskussion

auf die Verwendungsseite des Haushaltes 
konzentriert
Kampf gegen Lobbyismus
Kampf gegen Korruption bei der Verwendung 
öffentlicher Mittel
mehr Effektivität des Mitteleinsatzes durch 
Verlagerung von Entscheidungsbefugnissen
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Alternativen

Diskussion zum Bedarf an öffentlichen 
Leistungen hinsichtlich Quantität und Qualität 
führen
haushaltspolitische Entscheidungen 
hinsichtlich ihrer Wirkung für einzelne soziale 
Gruppen prüfen
Transparenz aller mit der Aufstellung, der 
Realisierung und der Abrechnung des 
Haushaltes verbundenen Prozesse herstellen
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Wo werden in der Sache Kriterien für 
Haushaltspolitik formuliert ?

Sozialberichterstattung
Armutsberichterstattung
....

Jugendhilfeplanung
Altenplanung
....

Lokale Agenda 21
Netzwerk Gesunde Städte
....

Haushalt

Entwicklungskonzepte 
für Wohnungsbau-
gesellschaften etc.

Investitionsplanungen 

Personalplanung

Weitere 
Pflichtaufgaben

Beteiligungspolitik
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Zwei wichtige Voraussetzungen

Umfeld einer aktiven Zivilgesellschaft
Der Haushalt in seiner Gesamtheit steht zur 
Diskussion
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Porto Alegre: 
BürgerInnenbeteiligung als Tradition

Siebziger Jahre Zusammenwirken von Volksräten und 
Verwaltung

1985 Anerkennung der Räte als "parallele Macht"

1989 Ersetzung dieser Räte durch die Organe des 
Orcamento Participativo

1991 Schaffung Regionaler Entwicklungsräte

1998 Einführung von "consulta popular" zur 
Vorbereitung von Investitionsentscheidungen

1999 Einführung des OP auf bundesstaatlicher Ebene
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Potenziale partizipativer 
Haushaltspolitik

Aktivierung der BürgerInnen
Schwächung von Lobby und Korruption
Höhere Bedarfsgerechtheit und damit 
Effektivität des Mitteleinsatzes
Beförderung von Solidarität
Ursachen von Begrenztheit finanzieller 
Spielräume werden sichtbar und öffentlich
Erhöhung der Standortqualität
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Grenzen partizipativer 
Haushaltspolitik

Haltung der Verwaltung
Angst der ParlamentarierInnen vor 
Machtverlust
Angst der NGO vor Bedeutungsverlust
Frustration über Begrenztheit der 
Möglichkeiten
Entstehung einer neuen Schicht von 
„PartizipationsbürokratInnen“
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BürgerInnenhaushalt – Zugänge (1)

Setzung von Prioritäten
– Der Gesamthaushalt – Bestimmung von Prioritäten 

"freier" Mittel
– Art und Weise der Verwendung von "gebundenen" 

Mitteln
– Orientierung auf die Gestaltung von Politik in einem 

einzelnen Politikfeld
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BürgerInnenhaushalt – Zugänge (2)

Übergabe von Mitteln in die unmittelbare 
Verwaltung von BürgerInnen
– Politische Prioritätensetzungen durch andere 

Körperschaften
– lokale Fixierung (keine zwingende Vermittlung zu 

einem Gesamtkonzept regionaler Entwicklung)



Rosa-Luxemburg-Stiftung Stand 19.10.2003

16

Einstiege in partizipative 
Haushaltspolitik

Analyse des Haushaltes (Budgetanalyse)
Öffentlichkeit des Haushaltes und der 

Haushaltsdiskussionen (Information)
Öffentliche Diskussion der 

Prioritätensetzungen im Haushalt und 
einzelner Vorhaben
Öffentliche Rechenschaft von 

Verwaltungsspitzen und PolitikerInnen über die 
Realisierung des Haushaltes
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niedrige 
Zugangsschwellen

Bedarfsformulierung 
und Prioritätensetzung

Kooperationsfähigkeit 
der Akteure

Öffentlichkeit

Rechenschaftspflicht 
von 

Verwaltungsspitzen 
und PolitikerInnen

Im Zentrum: 
Öffentlichkeit von Politik
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Umfassende Analyse der Situation und der 
Interessenkonstellationen in einem öffentlichen
Prozeß
Umfassende Öffentlichkeit der Unterlagen und 
der Abläufe selbst

Transparenz
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Weg der Analyse

Beispiel Brasilien – Soziale Observatorien
Budgetanalyse (internationale Erfahrungen)
Sozialberichterstattung usw. 

Ausgestaltung als öffentlichen politischen 
Prozesse

– damit Wissen erarbeiten und Ansatzpunkte für 
Handeln finden
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Budgetanalyse

Weltweit praktiziert
Akteure vor allem NGO; z.T. auch staatliche 
Stellen
Themenfelder:
– Umfassende Information der Öffentlichkeit
– Korruptionsbekämpfung
– Umgang mit Naturschätzen
– Sicherung der Rechte bestimmter sozialer 

Gruppen
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Budgetanalyse II

Methoden
– Wissenschaftliche Studien (Monitoring, Beratung 

von EntscheidungsträgerInnen)
– Handbücher zur Budgetanalyse
– Schulung von AktivistInnen aus NGO und 

Kommunalpolitik
– Erarbeitung von Informationsmaterialien für die 

breite Öffentlichkeit
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Der erste Schritt: Öffentlichkeit

Beispiel Sachsen
Auf ihrer Website stellt die PDS-Fraktion im 
Sächsischen Landtag des Haushaltsentwurf 
der Landesregierung und die eigenen 
Vorschläge in einfacher Form vor
Es werden eigene Prämissen und 
Vorstellungen zur Diskussion gestellt
Ein öffentliches Diskussionsforum ist 
Bestandteil des Projektes
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Website der PDS-Fraktion im 
Sächsischen Landtag
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Website des Projektes Bürgerhaushalt 
Berlin-Mitte
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Website der Stadtverwaltung von 
Christchurch (Neuseeland)
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Beispiel aus den USA
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Praktische Konzepte

Öffentliche Haushaltsdiskussion Berlin-Mitte
Sozialräumliche Budgetierung in Berlin-
Marzahn/Hellersdorf
Stadtteilzentren und Kiezbeiräte in Berlin 
Lichtenberg-Hohenschönhausen
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Das Projekt kommunaler 
Bürgerhaushalt

Initiiert von der Bertelsmann-Stiftung
Verbunden mit dem Netzwerk Kommunen der 
Zukunft
Modellprojekt in NRW von November 2000 bis 
Ende 2002
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Internationale Erfahrungen: 
Brasilien

Mit der Einführung der BürgerInnenbeteiligung 
in der Haushaltspolitik wurde die brasilianische 
Stadt Porto Alegre weltberühmt.
1999 bis 2002 Prozess der 
BürgerInnenbeteiligung auch auf der Ebene 
des Bundesstaates Rio Grande do Sul
praktiziert.
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Website der Stadtverwaltung von Porto 
Alegre (Brasilien)
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Beispiel Sao Paulo

Erster Schritt: 
– partizipative  Budgetgestaltung im Bereich des 

Gesundheitswesens
Zweiter Schritt: 
– Ausweitung der BürgerInnenbeteiligung auf den 

Gesamthaushalt
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Beispiel Südafrika

mit dem Public finance management act Orientierung 
auf eine strikte Kontrolle des Handeln der Verwaltung
Auf parlamentarischer Ebene Aktivitäten zu einer 
sozialen Orientierung von Haushaltspolitik, z.B.
– womans budget

Aktivitäten von NGO anknüpfend an Budgetanalysen 
zur Lage einzelner sozialer Gruppen
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Schritte zu einer emanzipatorischen 
Haushaltspolitik

• Verwaltung und Politik direkt mit den BürgerInnen
konfrontieren 

• Zukunftsdiskussion führen und die gemeinsamen Interessen 
bestimmen 

• Bildungsprozesse mit dem Ziel der Selbstbefähigung zur 
Mitentscheidung in Gang setzen 

• öffentliche Abschätzung von Folgen von 
Haushaltsentscheidungen durchsetzen 

• Vorhandene Initiativen verknüpfen – Akteure zu 
Kooperation bringen 

• Quer zu Lobby- und anderen Interessenvertretungen 
arbeiten
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• Bedarf an Leistungen definieren – Qualitätsmaßstäbe 
formulieren

• Ressourcen der Region bestimmen

• Öffentliche Diskussion über Prioritäten führen

• Öffentliche Diskussion über Wege bedarfsgerechter 
Leistungserbringung führen

• Konsequenzen für den Haushalt formulieren 

• Öffentliches Controlling aufbauen 

Schritte zu einer 
emanzipatorischen Haushaltspolitik
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Praktische Konzepte

Öffentliche Haushaltsdiskussion Berlin-Mitte
Sozialräumliche Budgetierung in Berlin-
Marzahn/Hellersdorf
Stadtteilzentren und Kiezbeiräte in Berlin 
Lichtenberg-Hohenschönhausen


